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Die Autoren Manfred Küng und Niklaus Schoch nehmen in der
Anwaltsrevue 4/2009, S. 180 ff. die Revision des Versicherungs-
vertragsgesetzes (VVG)1 zum Anlass, um für die Unterstellung
der Anwältinnen und Anwälte von Rechtsschutzversicherungen
unter das Anwaltsgesetz (BGFA)2 zu lobbyieren. Sie üben Kritik
am Anwaltsmonopol und der bundesgerichtlichen Rechtspre-
chung zur anwaltlichen Unabhängigkeit und verlangen eine
Ausnahmeregelung, die es Anwältinnen und Anwälten von
Rechtsschutzversicherungen erlauben würde, sich in das An-
waltsregister eintragen zu lassen und Kunden ihrer Arbeitgeberin
vor Gericht zu vertreten. Dagegen ist auf der Grundlage des An-
waltsgesetzes zusammengefasst Folgendes einzuwenden: Die
«Sperrzone» für Rechtsschutzversicherungsanwälte, an der sich
die Autoren stören, bezieht sich auf die Parteivertretung vor Ge-
richt3, ist verfassungsrechtlich4 abgestützt und gesetzlich5 ver-
ankert. 

Wer bei einer Rechtsschutzversicherung angestellt ist und
Versicherte vertritt, muss sich an zwei Interessen orientieren, die
konfliktsträchtig sind: dem Interesse der Rechtsschutzversiche-
rung und den Interessen des Klienten bzw. Versicherten.6 Typi-
sche Alltagssituationen: Der Klient und Versicherte will einen
Rechtsstreit durchfechten, die Rechtsschutzversicherung will
vergleichen.7 Oder: Ein Prozess ist zwar aussichtsreich, im Ver-
hältnis zum wirtschaftlichen Interesse aber unverhältnismässig
teuer. In seinem Leitentscheid8 zur Zulassung angestellter An-
wälte hat das Bundesgericht das Kriterium des Interessenkon-

flikts als ausschlaggebend für die Beurteilung der (persönlichen)
Voraussetzungen zur Eintragung in ein Anwaltsregister gemäss
Art. 8 Abs. 1 lit. d BGFA bezeichnet, wonach Anwältinnen und
Anwälte in der Lage sein müssen, den Anwaltsberuf unabhängig
auszuüben.

Der viel zitierte Leitentscheid des Bundesgerichts zur Zulas-
sung angestellter Anwälte ist deshalb wegweisend, weil er sich
an der Verfassung orientiert und in subtiler Weise der Frage
nachgeht, 

«ob der Anwalt darlegen kann, dass angesichts der Ausge-
staltung seines Anstellungsverhältnisses keine Beeinträchti-
gung seiner Unabhängigkeit bzw. der gewissenhaften und al-
lein im Interesse seiner Klienten liegenden Berufsausübung
droht».9 

Das Bundesgericht schliesst ausdrücklich aus, dass die Unabhän-
gigkeit angerufen werden darf, um Heimatschutz zugunsten frei-
beruflich tätiger Anwältinnen und Anwälte zu betreiben.10 Wei-
ter ist zu unterstreichen, dass nach der bundesgerichtlichen
Rechtsprechung Unabhängigkeit als Eintragungsvoraussetzung
bloss bedeutet, dass das Fehlen der Unabhängigkeit bei solchen
Mandaten zu vermuten ist, die in irgendeinem Zusammenhang
mit der Anstellung stehen, wie zum Beispiel bei der Vertretung
der Kunden des Arbeitgebers. In einer Reihe von Fällen ist es an-
gestellten Anwälten gelungen, diese Vermutung mit Bezug auf
Tätigkeiten ausserhalb der Anstellung umzustossen.11

Im Leitentscheid bestätigt das Bundesgericht mehrmals den
vor Inkrafttreten des BGFA gefällten BGE 123 I 193: In diesem Ur-
teil schützte das Bundesgericht einen Entscheid der Aufsichtsbe-
hörde des Kantons Luzern, in dem festgestellt worden ist, dass
der Leiter einer Rechtsschutzversicherung, der einen Kunden sei-
nes Arbeitgebers in einem Strafverfahren anwaltlich vertrat, un-
geachtet der arbeitsvertraglich vereinbarten Unabhängigkeitsga-
rantien gegen das Gebot der Unabhängigkeit verstiess. Im Urteil
vom 3. Juni 2004 hatte sich das Bundesgericht erneut mit einem
Rechtschutzversicherungsanwalt zu beschäftigen und wurde
noch deutlicher: 

«Die Gefahr entsprechender Einflussnahme des Arbeitgebers
kann grundsätzlich auch mit einem wie auch immer ausgestal-
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teten Arbeitsvertrag nicht wegbedungen werden, und die ge-
setzliche Vermutung für das Fehlen der Unabhängigkeit lässt
sich für derartige Mandate nicht widerlegen; die Ausführun-
gen des Beschwerdegegners über die Interessenlage von Ar-
beitgeber, Anwalt und Klient im Falle von Rechtsschutzversi-
cherungen ändern an dieser Einschätzung nichts».12

An dieser Stelle sei auf zwei neue, sehr beachtenswerte Publika-
tionen zum Anwaltsrecht hingewiesen und kurz angeführt, was
darin zur behandelten Problematik ausgeführt wird: Kaspar
Schiller kritisiert zwar die Eintragungspraxis gemäss Art. 8 Abs. 1
lit. d BGFA als zu restriktiv13, spricht sich aber dezidiert gegen
die Zulassung von Patentinhabern aus, die für Unternehmungen
arbeiten, welche Rechtsdienstleistungen für Dritte anbieten14.
Wenn der Vorgesetzte kein Anwalt sei, seien die Angestellten bei
abweichenden Weisungen nicht in der Lage, das Konfliktverbot
und die Schweigepflicht einzuhalten. François Bohnet und Vin-
cent Martenet verweisen auf die bundesgerichtliche Praxis zur

Nichtzulassung von Rechtsschutzversicherungsanwälten15, ma-
chen aber gleichzeitig den freiberuflich tätigen Anwalt auf die
Gefahr des Verlustes der Unabhängigkeit aufmerksam bei häufi-
ger Vertretung von Klienten derselben Rechtsschutzversicherung
und insbesondere bei pauschaler Honorierung16.

Im europäischen Vergleich ist die schweizerische Anwaltsord-
nung liberal. Die Schweiz gehört zu den Ländern mit einer ten-
denziell tiefen Regulierung der Anwaltstätigkeit. Auf die speku-
lative Bemerkung der Autoren Küng und Schoch, dass die
Forderung nach der Abschaffung des Anwaltsmonopols «noch
kühn» erscheint, ist zu entgegnen, dass es – aufgrund der sich
an verfassungsmässigen Grundsätzen und dem Interesse am
einwandfreien Funktionieren der Justiz orientierenden Recht-
sprechung unseres höchsten Gerichts – nicht opportun er-
scheint, die «Sperrzone» mit Bezug auf die Parteivertretung
durch Rechtsschutzversicherungsanwälte aufzuheben.
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